
Von Eske Hicken

Vorbei die Zeiten, als der Ver-
kauf öffentlicher Unterneh-

men als Allheilmittel für leere
Staatskassen galt: Viele Kommu-
nen denken inzwischen über den
Rückkauf ihrer privatisierten Be-
triebe nach. Der Landkreis Lüne-
burg etwa hat zum Anfang des Jah-
res wieder die Müllentsorgung
übernommen. Durch die Zusam-
menarbeit mit der städtischen
Müllabfuhr konnte der Kreis das
günstigste Angebot machen. Die
Stadt Potsdam kaufte ihre Wasser-
werke vom Anbieter Eurawasser
zurück, nachdem die Preise im-
mer weiter gestiegen waren. „Man
hat sich von dem scheinbar günsti-
gen Angebot blenden lassen“, sagt
der Geschäftsführer der Stadtwer-
ke, Peter Paffhausen. „Bei priva-
ten Unternehmen steht die Ge-
winnmaximierung im Vorder-
grund, bei Kommunen die Da-
seinsfürsorge, das widerspricht
sich“, sagt er.

Statt zu privatisieren gibt es im-
mer öfter Überlegungen, öffentli-
che Unternehmen nicht zu verkau-
fen, sondern selbst auf Effizienz
zu trimmen – wie es der Deutsche
Beamtenbund fordert: „Das was
wir anbieten, soll kostengünstig
sein“, sagt der Chef des Beamten-
bundes Peter Heesen. Auch bei

den Bürgern wächst das Misstrau-
en, wie eine aktuelle Forsa-Umfra-
ge belegt. Im Juni 2007 wollten
noch 24 Prozent der Befragten wei-
tere öffentliche Dienstleistungen
privatisieren, zum Jahreswechsel
waren es nur noch 16 Prozent.
Gleichzeitig wuchs die Gruppe,
die Verkäufe rückgängig machen
will: von 19 auf 28 Prozent.

Belastungen für die Haushalte
In den 90er Jahren lief in Deutsch-
land die große Privatisierungswel-
le an. Die in Finanznot geratenen
Städte verkauften Wohnungen,
Krankenhäuser, Stadtwerke oder
Entsorgungsbetriebe – auch im
verführerischen Glauben, bei ei-
ner Privatisierung würden alle ge-
winnen: Kommunen, Unterneh-
men und Bürger. Seither gehört
Privatisierungspolitik zum Tages-
geschäft; sie ist auch erklärtes Ziel
der Regierungskoalition. Die
Nachdenklichkeit, die sich derzeit
aber parteiübergreifend ausbrei-
tet, betrifft nicht nur die miss-
glückten Projekte. Sie betrifft
auch die Frage, wie viel Einfluss
man privaten Unternehmen zuge-
steht.

Zudem sind die negativen Fol-
gen wie die Belastung der öffentli-
chen Haushalte durch Stellenab-
bau oder fehlgeschlagene Projek-
te kaum umfassend empirisch un-

tersucht. Im Jahr 2002 zog die
Weltbank eine überwiegend nega-
tive Bilanz: Danach haben Privati-
sierungen das Wirtschaftswachs-
tum nicht gefördert und Unterneh-
men nicht effizienter gemacht. Un-
tersucht wurden allerdings aus-
schließlich Länder in Afrika, Süd-
amerika, Osteuropa und Asien.

Negativ ist auch das Fazit des
Naturwissenschaftlers Ernst Ul-
rich von Weizsäcker, der 2005 in
seinem Bericht an den Club of Ro-
me weltweit 60 Beispiele über-
prüft hat: Danach sind Einzelfälle
geglückt, aber die Schattenseiten
des Trends überwiegen. Auch die
Annahme, die Wirtschaft arbeite
effizienter als der Staat, fand er
nicht bestätigt. Ähnlich sieht es
der Bremer Wirtschaftswissen-
schaftler Jörg Huffschmid: „Was
die Leute bekommen, hängt im-
mer mehr vom Geldbeutel ab, ein
Teil der Bevölkerung wird ausge-
schlossen vom Gebrauch öffentli-
cher Güter, das widerspricht ih-
rem Sinn.“ Einst erschwingliche
Leistungen wie die Krankenversor-
gung seien durch die Privatisie-
rung teurer geworden. Huff-
schmid fordert deshalb eine „ver-
nünftige Ausstattung der öffentli-
chen Haushalte. Das einzig siche-
re Ergebnis von Privatisierung ist
die Beförderung von Ungleichheit
in der Gesellschaft“, sagt er.

 Herr Ude, stört es Ihre Amtskolle-
gen eigentlich, dass Sie als Städ-
tetags-Präsident auf die Privati-
sierung kommunaler Unterneh-
men schimpfen? Nicht alle tei-
len diese Einschätzung.
Jede Stadt sollte darüber selbst
entscheiden, wir befürworten alle
die kommunale Selbstverwal-
tung. Ich bin nicht dogmatisch.
Ich kann mir vorstellen, dass die
Stadt München ihren Anteil des
Flughafens verkauft. Das ist ein Be-
reich, der nicht zu den kommuna-
len Aufgaben gehört. Ganz klar
bin ich aber gegen die dämlichePa-
role Privat vor Staat.

Und wo hört es da auf?
Die Städte müssen die Daseins-
vorsorge in der Hand behalten.
Ich habe mir die fürchterliche pri-
vate Wasserversorgung in Lon-
don angeschaut – da hat es mich
geschüttelt. An 60 Tagen fließt
Wasser ungeklärt in die Themse –
bei 245MillionenPfund Jahresge-
winn. Und wenn man sich die
Renditeversprechen der Anlage-
fonds anschaut, die die kommu-
nalen Wohnungen aufkaufen, ist
klar, dass die Mieten steigen oder
die Wohnungen später mit Ge-
winn weiterverkauft werden.

 Wie sieht Ihre Bilanz für
Deutschland aus?

Die Hoffnung dass alles billiger
wird, hat sich nicht bewahrheitet.
Private langen bei den Preisen hin,
die Vollversorgung wird nicht ge-
währleistet und die Rathäuser ver-
kommen zu Reklamationsabtei-
lungen für internationale Konzer-
ne, während die Entscheidungen
in fernen Zentralen getroffen wer-
den. Die Folgen lösen überall vor
Ort betretene Gesichter aus. Der
Zeitgeist erschrickt vor sich selbst.

 Ist die Stimmung tatsächlich um-
geschlagen? Derzeit steht in
mehreren Städten der Verkauf
kommunaler Unternehmen an.
Die Welle ist vorübergeschwappt.
Auch, weil die Bürger das Thema
immer kritischer sehen. Sogar die
CSU, die in Bayern alles versilbert
hat, was nicht niet- und nagelfest
war, rudert jetzt zurück. Privatun-
ternehmen wollen nicht in die In-
frastruktur investieren, sie picken
sich die Rosinen heraus und sie
agieren ohne moralische Verpflich-
tung der kommunalen Gemein-
schaft gegenüber. Städte, die ihre
Stadtwerke behalten haben, kön-
nen dagegen eine ökologische Ver-
sorgung betreiben.

 Warum setzen die Kommunen
nicht auch auf dem Arbeits-
markt Maßstäbe? Es ist inzwi-
schen weit verbreitet, eigene Fir-

men zu gründen, um Löhne zu
senken.
Wir setzen Maßstäbe bei der Aus-
bildung über den eigenen Bedarf
hinaus. Die kommunalen Unter-
nehmen stehen aber im Wettbe-
werb mit Privaten – auch bei den
Personalkosten. Und es kann nicht
sein, dass die Löhne um bis zu 40
Prozent auseinanderliegen. Des-
halb brauchen wir Mindestlöhne.
Inzwischen gibt es die Einsicht:
Lieber unter Wettbewerbsbedin-
gungen bei einer Kommune arbei-
ten, als bei einem Privaten, der die
Löhne drückt.

 Was würden Sie Ihren Amtskolle-
gen raten?
Sich einen Verkauf sehr gründlich
zu überlegen. Wenn etwa der Woh-
nungsbestand weg ist, bekommt
man ihn nie wieder zurück. In ei-
ner Stadt wie München besteht
kein Zwang zum Privatisieren. Ak-
zeptabel ist es aber, wo die Finanz-
not so groß ist, dass eine Stadt ihre
Aufgaben nicht mehr erfüllen
kann.

 Die Finanznot der Kommunen
ist eine Folge der Steuersen-
kungspolitik der vergangenen
Jahre. Auch der Ihrer eigenen
Partei.
Zeitweise war es erwünscht, den
Kommunen Geld zu entziehen,
um ihnen den Rückgriff auf ihre
kommunalen Vermögen schmack-
haft zu machen. Eine Folge der
neoliberalen Ideologie.

 Und das ist jetzt wieder an-
ders?
Ich bin mit der Politikdes Bundesfi-
nanzministers sehr zufrieden, die
Einnahmen bei der Gewerbesteu-
er haben sich verbessert. Wenn
man jetzt noch bei der Kostener-
stattung für Hartz IV anständig
mit uns umgeht, können wir zu-
frieden sein.

Interview: Eske Hicken

Neue Nachdenklichkeit
Privatisierung hält selten, was sie verspricht / Bürger immer skeptischer

Christian Ude ist
seit 1993 Oberbür-
germeister von
München und seit
Juni 2005 Präsi-
dent des Deutschen
Städtetags.

Der SPD-Politiker stellt sich im laufen-
den Münchner Kommunalwahlkampf
gegen die Privatisierung der städti-
schen Betriebe. Vielmehr will er ihre
Wettbewerbsfähigkeit sichern.

Als Städtetagspräsident fordert Ude,
dass Städte, Gemeinden und Kreise an
der Gesetzgebung beteiligt und Reprä-
sentanten direkt gewählt werden.

„In London hat es mich geschüttelt“
Städtetagspräsident Ude über Daseinsvorsorge und fehlende Moral der Unternehmen

Von Anna Sleegers

Die wegen der Kreditkrise in
die Klemme geratene Bran-

che der Bondversicherer kann auf
frisches Kapital von Privatfinan-
ciers hoffen. Medienberichten zu-
folge will der US-Milliardär Wil-
bur Ross den angeschlagenen Mo-
noliner Ambac übernehmen. Es
ist nach Warren Buffet schon der
zweite Finanzinvestor, der in dem
Geschäft mitmischen will. Ihr Ein-
stieg könnte die Wucht einer zwei-
ten Abschreibungswelle der Ban-
ken mindern. Analysten der Invest-
mentbank Barclays schätzen, dass
der Bankensektor eine Kapital-
spritze von bis zu 143 Milliarden
Dollar benötigt, wenn die Rating-
agenturen die Bonität der Monoli-
ner herabstufen.

Monoliner versichern das Aus-
fallrisiko von Schuldverschreibun-

gen im Wert
von 2,5 Billio-
nen Dollar. We-
gen der Finanz-
krise zweifeln
die Ratingagen-

turen an ihrer erstklassigen Boni-
tät. Fitch hat bereits die Bondversi-
cherer Ambac und Security Capi-
tal Assurance (SCA) herunterge-
stuft. Mit dem Rating der Monoli-
ner verschlechtert sich das Rating
der von ihnen versicherten Papie-
re. Die Folgen für Banken, Versi-
cherungen und Pensionsfonds,
die in abgesicherte Schuldver-
schreibungen investiert haben,
könnten über das Subprime-Deba-
kel hinausgehen, das bislang Ab-
schreibungen und Verluste in Hö-
he von 133 Milliarden Dollar ver-
ursacht hat. Deshalb hat sich die
Versicherungsaufsicht des Bundes-
staats New York eingeschaltet. Sie
versucht, Banken undFinanzinves-
toren dazu zu bewegen, den Bond-
versicherern frisches Kapital zuzu-
schießen.

Wie die britische Zeitung Eve-
ning Standard berichtet, steht
Ross in ernsthaften Gesprächen
mit Ambac. Der auf die Restruktu-
rierung von Pleitekandidaten spe-
zialisierte Finanzinvestor hatte be-
reits bereits im Dezember ange-
kündigt, dass er nach Einstiegs-
möglichkeiten bei den Bondversi-
cherern Ausschau hält.

Die Gelegenheit ist günstig,
denn der Spezialversicherer Am-
bac hat im Laufe der vergangenen
Monate etwa 80 Prozent seines
Börsenwertes verloren. Gestern
zogen die Kurse der Spezialversi-
cherer jedoch wieder etwas an.

Unterdessen zeichneten sich
bei den US-Großbanken Entlas-
sungen als Antwort auf die Krise
ab. Die Investmentbank Goldman
Sachs kündigte an, 1500 Beschäf-
tigte zu entlassen. Nach unbestä-
tigten Reuters-Informationen pla-
nen auch Morgan Stanley, Citi-
group und Lehman Brothers den
Abbau von Stellen. Bei der US-In-
vestmentbank Morgan Stanley ste-
hen demnach mehr als 1000 Stel-
len zur Disposition. Bei Citigroup
sollen angeblich 400 Stellen in
London wegfallen und bei Leh-
man 140.

Von Thomas Strohm

LEIPZIG.Den Rucksack prall gefüllt
mit Broschüren ist Mike Nagler
auf dem Weg zur Nikolaikirche in
der Leipziger Innenstadt. Dort
wollen er und seine Mitstreiter
von der Bürgerinitiative „Stoppt
den Ausverkauf unserer Stadt“ In-
fo-Blätter verteilen und Passanten
davon überzeugen, gegen Privati-
sierung zu stimmen. Denn am
Sonntag eröffnet der erste Bürger-
entscheid in der Geschichte der
Stadt den Leipzigern die Chance,
den Verkauf kommunaler Unter-
nehmen zu verhindern.

Das Interesse sei groß, sagt der
29-Jährige. „Es geht halt nicht nur
darum, irgendeine Person für ein
paar Jahre in ein Amt zu wählen.
Die Leute können direkt Einfluss
nehmen. 42 000 Leipziger haben
mit ihrer Unterschrift den Ent-
scheid erzwungen. Nun liegt die
Latte höher: Es muss nicht nur die
Mehrheit der abgegebenen Stim-
men erreicht werden, es müssen
mindestens 25 Prozent der Wahl-
berechtigten, rund 104 000 Leipzi-
ger, mit „Ja“ stimmen, um den Ver-
kauf städtischer Firmen zu stop-
pen. An dieses Votum wäre die
Stadt dreiJahre gebunden. Die Pri-
vatisierungsbefürworter im Rat-
haus machen kein Hehl daraus,
dass sie darauf hoffen, dass der
Entscheid an einer zu geringen Be-
teiligung scheitert.

Die Leipziger entscheiden zwar
generell über kommunale Unter-

nehmen. Aktuell geht es aber um
die Zukunft ihres Strom-, Gas-
und Fernwärmelieferanten:
Knapp die Hälfte der Stadtwerke-
Anteile sollen an einen privaten In-
vestor verkauft werden.

Gaz de France, der von Ober-
bürgermeister Burkhard Jung
(SPD) favorisierte Bieter, will 520
Millionen Euro zahlen. Die Argu-
mentation der Stadtoberen: Mit
dem Geld könnte die Kommune ei-
nen Teil ihrer hohen Schulden be-
gleichen, müsste nicht mehr so
viel für Zinsen aufbringen, hätte
größeren Spielraum für Investitio-
nen, etwa um Schulen und Kinder-
tagesstätten zu sanieren.

Ausverkauf sei keine Lösung, sagt
Nagler. Eine kurzfristige Entlas-
tung ändere nichts an dem grund-
legenden Problem: „Die Kommu-
nen sind für die Vielzahl ihrer Auf-
gaben finanziell zu schlecht ausge-
stattet.“ Das zeige der Blick nach
Dresden: Nach dem Verkauf der
Wohnungsbaugesellschaft Woba
sind dort 2006 zwar die alten
Schulden weg gewesen, inzwi-
schen werde aber schon wieder eif-
rig über neue diskutiert.

Nagler schlägt stattdessen vor,
einen bestimmten Prozentsatz des
Stadtwerke-Gewinns für Schulen
und Kitas zu verwenden. Bei ei-

nem Verkauf fürchtet die Initiati-
ve, ein breites Bündnis mit Unter-
stützung aus Bürgervereinen und
Gewerkschaften, dass der Gewinn
der Stadtwerke nicht mehrwie bis-
her dem öffentlichen Nahverkehr
in Leipzig zu Gute kommt, son-
dern die Profite international agie-
render Konzerne steigen lässt. Im
Rathaus wird beteuert, die Finan-
zierung der Verkehrsbetriebe sei
gesichert.

Die Bürgerinitiative warnt zu-
dem, dass mittelständische Unter-
nehmen der Region, die momen-
tan viele Aufträge der Stadtwerke
erhalten, künftig leer ausgehen
könnten. Oberbürgermeister
Jung trommelt dennoch für den
Verkauf, die Kommune behalte ih-
ren Einfluss sagt er mit Blick auf
die Mehrheitsbeteiligung.

Nagler sieht das anders: Wenn
erst der Anfang gemacht ist, sei ab-
sehbar, dass die klamme Kommu-
ne weitere Anteile der Stadtwerke
versilbern werde. Auch andere
städtische Firmen stünden bald
auf der Verkaufsliste. Jung bestrei-
tet das, ungehemmte Privatisie-
rung stehe nicht zur Debatte.

Nagler hofft vor allem, dass der
Bürgerentscheid nicht an zu gerin-
ger Beteiligung scheitert. Stimm-
ten die Leipziger für die Privatisie-
rung müsse man das akzeptieren.
Eines aber haben Nagler und seine
Mitstreiter in jedem Fall erreicht:
Still und ohne großes Aufsehen
können die Stadtwerke-Anteile
nicht mehr verscherbelt werden.

In den Tarifverhandlungen des
öffentlichen Dienstes haben die

Arbeitgeber ein erstes Angebot
vorgelegt. Der Bund und die Kom-
munen wollen die Gehälter von
insgesamt 1,3 Millionen Angestell-
ten in drei Stufen anheben. Innen-
minister Wolfgang Schäuble
(CDU) bezifferte das Angebot auf
fünf Prozent. Die Laufzeit des neu-
en Tarifvertrags soll zwei Jahre be-
tragen. Die nächste Verhandlungs-
runde ist am 11. Februar geplant.

Die Wochen-Arbeitszeit soll
von 38,5 nach Vorstellungen der
Arbeitgeber auf 40 Stunden stei-
gen. Ein Prozent der Erhöhung
soll zudem für den Ausbau der
Leistungsbezahlung verwendet
werden.

Die Gewerkschaften nannten
das Angebot eine Provokation.
Der Chef der Dienstleistungsge-
werkschaft Verdi, Frank Bsirske,
sprach von „Rosstäuscherei“. Für
2008 bedeute das Angebot ein
Plus von nur 2,5 Prozent.

Verdi und die Tarifunion des Be-
amtenbundes dbb fordern für die
Angestellten des Bundes und der
Kommunen acht Prozent, mindes-

tens aber 200 Euro pro Monat – bei
einer Laufzeit von einem Jahr.
Den Mindestbetrag lehnten die Ar-
beitgeber rundweg ab. Ein Tarifab-
schluss betrifft noch weitere rund
900 000 Angestellte in kommuna-
len Betrieben wie Krankenhäu-
sern, Nahverkehr- oder Versor-
gungsunternehmen.

Schäuble sagte, man habe die
haushaltspolitischen Spielräume
ausgeschöpft. „Wir gehen mit
dem Angebot an die Grenze des-
sen.“ Die Verschuldung der Kom-
munen liege bei 110 Milliarden
Euro. Das Angebot der Arbeitge-
ber sieht für die Beschäftigten im
Westen lineare Einkommenserhö-
hungen um 2,5 Prozent zum 1.
Februar 2008, ein Prozent zum 1.
Oktober 2008 und 0,5 Prozent
zum 1. März 2008 und zugleich ei-
ne stufenweise Verlängerung der
Arbeitszeit von 38,5 auf 40 Wo-
chenstunden vom 1. Juli 2008 an
vor.

„Für einen Busfahrer bedeutet
die Arbeitgeberforderung knapp
40 Euro netto mehr im Monat,
aber wöchentlich auch eineinhalb
Stunden mehr Arbeit.“   rtr

Bürgerentscheid In Leipzig geht es am Sonntag um die Privatisierung der Stadtwerke. In vielen Kommunen kippt die Stimmung. Betriebe werden wieder zurückgekauft.
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Leipzig stimmt ab
Bürgerinitiative will Teilverkauf der Stadtwerke verhindern

ZUR PERSON

Von Markus Sievers

Mit einem Vier-Punkte-Pro-
gramm will die SPD nach In-

formationen der Frankfurter Rund-
schau gegen die Gier in Vorstands-
etagen vorgehen. „In der Diskussi-
on über überzogeneManagergehäl-
ter streben wir Sozialdemokraten
ausdrücklich keine Deckelung die-
ser Zahlungen an“, heißt es in ei-
nem Papier des Leiters der SPD-Ar-
beitsgruppe, Joachim Poß. „Wohl
aber wollen wir die tatsächliche
Wahrnehmung der Verantwortung
in den Unternehmen auch mit ge-
setzlichen Mitteln unterstützen.“

Im Steuerrecht zeigen sich die
Sozialdemokraten entschlossen,
sich über Bedenken ihres Finanz-
ministers Peer Steinbrück hinweg-
zusetzen und den Betriebsausga-
benabzug von Vorstandsbezügen
zu begrenzen. Sie erinnern daran,
dass das deutsche Körperschafts-
steuergesetz dies bereits bei Auf-
sichtsratsvergütungen vorsehe.
Und die deutsche Wirtschaft habe
sich in der Regierungskommissi-
on für einen Corporate-Governan-
ce-Kodex (guteUnternehmensfüh-
rung) für Regeln nach dem Vor-
bild der USA ausgesprochen. „Es
läge also durchaus nahe, diese von
den Unternehmensexperten in
der Corporate-Governance-Kom-
mission selbst übernommenen
Grenzen auch bei uns wiederum
ins Steuerrecht abzubilden.“

Demnach könnten sich Konzer-
ne, die einen Vorstand wegen Un-
fähigkeit oder aus anderen Grün-
den entlassen, eine Abfindung nur
bis zu einer Höhe von zwei Jahres-
gehältern beim Finanzamt anrech-
nen lassen. Finanzminister Stein-
brück hatte an dieser Stelle Ein-
wände erhoben. Es sei zwar eine
populäre Forderung, die Abfin-
dungen einzugrenzen, so ein Spre-
cher Steinbrücks. Steuerrechtlich
sei dies aber schwer umzusetzen.

Es gebe „keine guten und schlech-
ten Betriebsausgaben“.

Zweitens sehen die SPD-Überle-
gungen vor, die Entscheidungen
über Vorstandsgehälter transpa-
renter zu gestalten. So könnten
Aufsichtsräte verpflichtet werden,
diese Beschlüsse nur vom gesam-
ten Gremium fassen zu lassen.
Heute delegieren sie dies häufig
an Ausschüsse, die im Geheimen
tagen. Dagegen lehnen die Sozial-
demokraten Forderungen ab, das
Votum in die Hauptversammlung
zu verlagern. Dort können alle Ak-
tionäre mitbestimmen und nicht
nur deren gewählten Vertreter im
Aufsichtsrat (wo zudem die Reprä-
sentanten der Arbeitnehmer sit-
zen). Aus Sicht der SPD erscheint
es „fraglich“,ob gerade von den Ak-
tionären Widerstand gegen Ge-
haltssprünge zu erwarten sei.

Mehr Publizität
Drittens sprechen sich die Sozial-
demokraten dafür aus, die Veröf-
fentlichungspflichten zu präzisie-
ren. So sollten in den Geschäftsbe-
richten auch Pensionszusagen
und langfristige Anreizprogram-
me angegeben werden.

Schließlich prüft die Arbeits-
gruppe eine Korrektur des Aktien-
rechts, um dem Aufsichtsrat weite-
re Kriterien für Vorstandsgehälter
vorzugeben. Schon heute müsse
er darauf achten, dass die Vergü-
tung „angemessen“ sei. Doch die-
ser Begriff sei zu unbestimmt. Da-
her sollte er konkretisiert und er-
gänzt werden – auch um soziale
Aspekte oder ein nachhaltiges
Wirtschaften. Nur wenn der Vor-
stand auch auf diesen Gebieten er-
folgreich sei, dürfte er dann eine
höhere variable Zulage erhalten.

Die SPD will ihre Beratungen
im Frühjahr abschließen und da-
nach mit der Union über konkrete
Reformen beraten.
Kommentar Seite 15

Staat macht Tarifangebot
Öffentlicher Dienst sieht sich getäuscht

Gesetz gegen Gier
SPD legt Vorschläge zu Managergehältern vor

Monoliner
günstig
abzugeben
US-Milliardäre steigen
bei Bondversicherern ein

Noch
gefährlicher
als Subprime

Stadt argumentiert mit
zusätzlichem Geld für Kitas
und Schulen

„Stoppt den Ausverkauf der Stadt“ ist das Motto von Mike Nagler, Initiator der Leipziger Bürgerinitiative.  DDP
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